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Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
über eine Statistik der Einkommen- und 
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nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 13. Oktober 1967 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, den Gesetz- 
entwurf mit der aus der Anlage 2 ersichtlichen Begründung ab- 
zulehnen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zur Ablehnung des 
Gesetzentwurfs durch den Bundesrat ist in der Anlage 3 dar- 
gelegt. 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
über eine Statistik 

der Einkommen- und Körperschaftsteuererklärungen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Zur Beurteilung der Entwicklung und Verteilung 
der Einkommen wird im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes jährlich eine Bundesstatistik, erstmalig für 
das Veranlagungsjahr 1967, durch geführt. Sie um- 
faßt 

1. die Statistik der Einkommensteuererklärungen, 

2. die Statistik der Körperschaftsteuererklärun- 
gen. 

§ 2 

(1) Die Statistik der Einkommensteuererklärun- 
gen erfaßt: 

1. die Einkünfte aus Land- und Forstwirt- 
schaft, 

2. die Einkünfte aus Gewerbebetrieb, 

3. die Einkünfte aus selbständiger Arbeit, 

4. die Einkünfte aus nichtselbständiger 
Arbeit, 

5. die Einkünfte aus Kapitalvermögen, 

6. die Einkünfte aus Vermietung und Ver- 
pachtung, 

7. die sonstigen Einkünfte, 

8. den Gesamtbetrag der Einkünfte. 

(2) Die Statistik der Körperschaftsteuererklärun- 
gen erfaßt: 

1. die Rechtsform der Gesellschaft, 

2. den steuerlichen Gewinn, 

3. die berücksichtigungsfähigen Ausschüttun- 
gen. 

(3) Die Merkmale der Absätze 1 und 2 werden 
für den Veranlagungszeitraum und, soweit die 
Steuerpflichtigen im Vorjahr bereits eine Einkom- 
men- oder Körperschaftsteuererklärung abgegeben 
haben, auch für den vorhergehenden Veranlagungs- 
zeitraum erhoben. 


(4) Als Zählpapiere dienen Erhebungsvordrucke, 
die gleichzeitig mit den Einkommen- und Körper- 
schaftsteuererklärungen von den Steuerpflichtigen 
auszufüllen und an die Finanzämter abzugeben sind. 
Die Finanzämter übersenden die ausgefüllten Erhe- 
bungsvordrucke an die Statistischen Landesämter. 

§ 3 

Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes über 
die Statistik für Bundeszwecke vom 3. September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314), zuletzt geändert 
durch das Agrarstrukturerhebungsgesetz vom 23. De- 
zember 1966 (Bundesgesetzbl. I S. 682), sind die zur 
Abgabe einer Einkommen- oder Körperschaftsteuer- 
erklärung verpflichteten unbeschränkt steuerpflich- 
tigen natürlichen Personen oder unbeschränkt steuer- 
pflichtigen Kapitalgesellschaften. 

§ 4 

Die Statistik der Einkommensteuererklärungen 
wird mit einem durchschnittlichen Auswahlsatz von 
höchstens 15 vom Hundert der Gesamtzahl der Erhe- 
bungsvordrucke aufbereitet, die Statistik der Körper- 
schaftsteuererklärungen durch Einbeziehung sämt- 
licher Erhebungsvordrucke. 

§ 5 

Die Vorschriften der §§ 22 und 412 der Reichs- 
abgabenordnung sind auf die Personen, die in 
statistischen Behörden mit der Durchführung dieser 
Statistik betraut sind, entsprechend anzuwenden. 


§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin, 


§ 7 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Drucksache V/2360 


Begründung 


I. Allgemeine Begründung 


Die vorliegenden deutschen Statistiken reichen nicht 
aus, um kurzfristig und alljährlich ein zuverlässiges 
Gesamtbild der Einkommensbildung und -Verteilung 
zu vermitteln. Der Sachverständigenrat zur Begut- 
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat 
deshalb wiederholt und zuletzt in seinem Jahresgut- 
achten 1965/66 (Drucksache V/123, S. 170 bis 172) vom 
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lichen Auftrag, in seinen Gutachten auch „die Fra- 
gen der Bildung und Verteilung von Einkommen und 
Vermögen" zu untersuchen, Anregungen zum Aus- 
bau der Einkommenstatistik gegeben. Die Bundes- 
regierung hat in ihrer Stellungnahme zum genannten 
zweiten Jahresgutachten erklärt, daß sie die gesetz- 
lichen Voraussetzungen für bessere statistische 
Grundlagen schaffen will. 


übergeordneten Zielsetzung der beabsichtigten Sta- 
tistik, deren Ergebnisse auf anderem Wege nicht ge- 
wonnen werden können, wird man diese Mehrarbei- 
ten in Kauf nehmen können. 


II. Besondere Begründung 


Zu § 1 

Die Statistik der Einkommen- und Körperschaft- 
steuererklärungen wird ab Veranlagungsjahr 1967 
jährlich durchgeführt. 


Zu § 2 Abs. 1 und 2 


Als besonderer Mangel wird das Fehlen eines kon- 
tinuierlichen, möglichst frühzeitigen Nachweises der 
Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermö- 
gen angesehen, die erheblichen Schwankungen im 
Konjunkturablauf unterworfen sind. Alle bisherigen 
Statistiken, die über diese Einkommensarten Aus- 
kunft geben, wie die Statistik über die veranlagte 
Einkommen- und Körperschaftsteuer auf Grund der 
Steuerbescheide, die Einkommens- und Verbrauchs- 
stichprobe und die 1 %-Wohnungsstichprobe werden 
wegen des mit ihnen verbundenen großen Arbeits- 
und Kostenaufwandes nur in drei- und mehrjährigen 
Abständen durchgeführt und bringen wegen ihres 
umfangreichen und überwiegend auf andere Zwecke 
abgestellten Programms relativ spät Ergebnisse über 
die Einkommensentwicklung. Der rationellste Weg, 
möglichst schnell zu jährlichen Daten über die Ein- 
kommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 
und ihre Gruppierung zu gelangen, besteht in der 
statistischen Erfassung der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuererklärungen mit einem relativ einfachen, 
auf Einkommensfragen beschränkten Erhebungs- und 
Aufbereitungsprogramm. Eine Einkommen- und eine 
Körperschaftsteuererklärungsstatistik, von denen die 
erstere repräsentativ aufbereitet werden soll, gibt 
einen Überblick über die große Masse der Einkom- 
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen. Die 
Steuererklärungsstatistik bietet außer der besseren 
Durchleuchtung des Konjunkturablaufs auch die 
Möglichkeit, bestimmte Daten der eingangs erwähn- 
ten, in mehrjährigen Abständen durch geführten Ver- 
anlagungsstatistiken fortzuschreiben oder zu ergän- 
zen. 

Es ist nicht zu verkennen, daß die vorgesehene Sta- 
tistik für die ohnehin schon stark belastete Finanz- 
verwaltung sowie für die Steuerpflichtigen weitere 
Mehrarbeiten mit sich bringen wird. Nur wegen der 


Inhalt und Umfang der Statistiken richten sich nach 
dem Inhalt der Einkommen- und Körperschaftsteuer- 
erklärungsformulare für unbeschränkt steuerpflich- 
tige Personen. Es werden nur die Angaben erfaßt, 
die für die Beurteilung der Einkommensbildung und 
-Verteilung unbedingt notwendig sind. 

Zu § 2 Abs. 3 

Durch die Erfassung der Vorjahresangaben wird 
eine zuverlässige Beobachtung der zwischenzeit- 
lichen Einkommensentwicklung ermöglicht. 

Zu § 2 Abs. 4 und § 3 

Zählblätter sind von den zur Abgabe einer Einkom- 
mensteuererklärung verpflichteten unbeschränkt 
steuerpflichtigen natürlichen Personen auszufüllen. 
Eine Einbeziehung der beschränkt Steuerpflichtigen 
ist wegen ihrer geringen Zahl nicht erforderlich. Bei 
den Körperschaftsteuerpflichtigen kann sich die Er- 
fassung auf die unbeschränkt steuerpflichtigen Kapi- 
talgesellschaften i. S. des § 1 Abs. 1 Ziff. 1 des Kör- 
perschaftsteuergesetzes beschränken, die nach den 
Ergebnissen der Körperschaftsteuerbescheidstatistik 
1961 rd. 92 v. H. des Gesamtbetrages der Einkünfte 
aller steuerbelasteten Körperschaftsteuerpflichtigen 
auf sich vereinigten. 

Zu § 4 

Bei der großen Zahl der Einkommensteuerpflichtigen 
(1967: schätzungsweise 4 Millionen) wird die Sta- 
tistik zur Kostenersparnis repräsentativ aufbereitet 
werden. Die Ergebnisse der in mehrjährigen Ab- 
ständen durchgeführten Einkommensteuerstatistiken 
auf der Grundlage der Steuerbescheide können dabei 
als Basis der Schichtung und der Auswahl der Stich- 
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probe dienen. Probeberechnungen mit Hilfe der Er- 
gebnisse ans der Einkommensteuerstatistik 1961 
haben gezeigt, daß bei der Aufbereitung für das 
Veranlagungsjahr 1967 bei dem vorgesehenen Ta- 
bellenprogramm ein durchschnittlicher Auswahlsatz 
von 12 vom Hundert ausreichen dürfte. Der Stich- 
probenumfang wäre bei den folgenden Erhebungen 
den jeweiligen Verhältnissen anzupassen. Ein durch- 
schnittlicher Auswahlsatz von 15 vom Hundert sollte 
jedoch nicht überschritten werden. 

Das es sich bei den Kapitalgesellschaften insgesamt 
nur um schätzungsweise 40 000 Steuerpflichtige han- 
delt, muß die Körperschaftsteuererklärungsstatistik, 
insbesondere auch im Hinblick auf die große Varia- 
bilität des Schichtungsmerkmals, total aufbereitet 
werden. 

Zu § 5 

Durch diese Vorschrift wird erreicht, daß die mit der 
Durchführung dieser Statistiken befaßten Personen 
in den statistischen Ämtern neben dem statistischen 
Geheimnis auch das Steuergeheimnis zu wahren 
haben. 

Zu § 6 

Dieser Paragraph enthält die übliche Berlin-Klausel. 


IIL Kosten 


Die Kosten der Statistik betragen jährlich etwa 
1 168 000 DM und verteilen sich wie folgt (in Tau- 
send DM): 



Kosten 

insgesamt 

davon 

persönlich 

sächlich 

1 . Einkommensteuererklärungsstatistik 


Statistische 

Landesämter . . 

1 002 

864 

138 

Statistisches 
Bundesamt . . . 

120 

103 

17 


1 122 

967 

155 

2. Körperschaitsteuererklärungsstalistik 


Statistische 

Landesämter . . 

40 

34 

6 

Statistisches 
Bundesamt . . . 

6 

5 

1 


46 

39 

7 
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Begründung des Bundesrates 


Die Einführung einer jährlichen Statistik der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuererklärungen be- 
deutet für die Finanzämter eine zusätzliche Arbeits- 
belastung, die ihnen bei der gegenwärtigen Arbeits- 
lage nicht zugemutet werden kann. Darüber hinaus 
ist der Wert der Statistik zweifelhaft, weil die An- 
gaben der Steuerpflichtigen in den Steuererklärun- 
gen häufig ungenau und unzutreffend sind und eine 
Überprüfung der Zählblätter unterbleiben soll. Fer- 
ner stehen die mit der Statistik verbundenen Kosten 
in einem nicht verlretbaren Mißverhältnis zu dem 
Wert dieser Erhebung. Im übrigen stehen auch die 
Feststellungen der Wirtschaftsforschungsinstitute 
zur Gewinnung von Erkenntnissen zur Verfügung. 


Drucksache V/2360 

Anlage 2 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Ablehnung des Gesetzentwurfs durch den Bundesrat 


Die Bundesregierung vermag die Begründung des 
Bundesrates zur Ablehnung des Gesetzentwurfs 
über eine Statistik der Einkommen- und KÖrper- 
schaftsteuererklärungcn nicht anzuerkennen. 

Der Bundesrat nennt an erster Stelle die zusätzliche 
Arbeitsbelastung der Finanzämter durch die neue 
Statistik. Die zusätzliche Arbeit der Finanzämter 
besteht im wesentlichen im Versand der Statisti- 
schen Blätter zusammen mit den Steuererklärungs- 
vordrucken, in einer Prüfung der Vollständigkeit 
der Angaben für das laufende Kalenderjahr in den 
Statistischen Blättern und in deren Weiterleitung 
an die Statistischen Landesämter. Es ist nicht zu 
verkennen, daß angesichts der bereits bestehenden 
starken Belastung der Finanzämter jede weitere 
zusätzliche Belastung nur beim Vorliegen beson- 
ders gewichtiger Gründe hingenommen werden 
kann. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
solche übergeordneten Gründe im Hinblick auf die 
Zielsetzung der beabsichtigten Statistik gegeben 
sind. 

Zu dem vom Bundesrat angezweifelten Erkenntnis- 
wert der Statistik ist darauf hinzuweisen, daß für 
den Wert der Statistik insbesondere die Gewinne 
der Körperschaften sowie die Einkünfte der Ein- 
kommensteuerpflichtigen mit höherem Einkommen 
eine besondere Rolle spielen und gerade hier 
relativ zutreffende Angaben zu erwarten sind. Die 
Größe der Fehlerdifferenzcn zwischen Steuer- 
erklärungen und Steuerbescheiden, über die bisher 
keine zuverlässigen Angaben vorliegen, wird im 
übrigen erst durch den Vergleich der vorgesehenen 
Erkläriingsstatistik mit der in jedem dritten Jahr 


durchgeführten Steuerbescheidstatistik festzustellen 
sein und sodann durch geeignete Maßnahmen 
(Berichtigungsschätzungen o. ä.) auf ein Mindestmaß 
reduziert werden können. Der Wert der vorgesehe- 
nen Statistik, der vor allem in der Bereitstellung 
jährlicher Angaben über die im Konjunkturablauf 
schwankenden Unternehmergewinne sowie in dem 
frühzeitigeren Vorliegen von Angaben zu sehen ist, 
wird durch mögliche Fehlerdifferenzcn keinesfalls 
in Frage gestellt. 

Die jährliche Entwicklung der Einkommen aus 
Unternehmertätigkeit ist nicht hinreichend be- 
kannt. Gerade dies war der Grund dafür, daß der 
Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamt- 
wirtschaftlichen Entwicklung den ihm übertragenen 
gesetzlichen Auftrag, in seine Gutachten auch die 
Fragen der Bildung und Verteilung von Einkommen 
und Vermögen einzubeziehen, bisher nur in un- 
zulänglicher Weise erfüllen konnte. Bei den Wirt- 
schaftsforsdiungsinstituten liegen ebenso wie beim 
Statistischen Bundesamt nur geschätzte jährliche 
Angaben über Gewinne, aber keine statistisch er- 
hobenen Zahlen vor. Die Gewinne werden inner- 
halb der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 
im Wege einer sehr komplizierten Schätzung als 
Restposten ermittelt. In diesen Restposten schlagen 
sich alle Fehler nieder, die in den volkswirtschaft- 
lichen Gesamtrechnungen trotz sorgfältigster Be- 
rechnungsweise noch enthalten sind. Es ist daher 
unbedingt notwendig, die Gewinne auf dem vor- 
gesehenen Weg unmittelbar statistisch zu erfassen, 
um zu besser fundierten jährlichen Angaben über 
die Gewinnermittlung für Zwecke der Konjunktur-, 
Wachtums- und Einkommenspolitik zu kommen. 
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